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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

09.04.2020 

Geschäftszahl 

Ra 2020/16/0023 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ra 2020/16/0024 B 09.04.2020 

Rechtssatz 

Das Vorliegen der maßgebenden Hinterziehungskriterien der Straftatbestände ist von der 
Abgabenbehörde (in weiterem Sinn) darzulegen. Dabei ist vor allem in Rechnung zu stellen, dass eine 
Abgabenhinterziehung nicht schon bei einer (objektiven) Abgabenverkürzung vorliegt, sondern Vorsatz 
erfordert, und eine Abgabenhinterziehung somit erst als erwiesen gelten kann, wenn - in nachprüfbarer 
Weise - auch der Vorsatz feststeht. Vorsätzliches Handeln beruht nach ständiger Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes zwar auf einem nach außen nicht erkennbaren Willensvorgang, ist aber aus 
dem nach außen in Erscheinung tretenden Verhalten des Täters zu erschließen, wobei sich die 
diesbezüglichen Schlussfolgerungen als Ausfluss der freien Beweiswürdigung erweisen (VwGH 
28.6.2012, 2009/16/0076). 
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